
Uber die Gefahr nationalistischer Abweichungen
Beschluß des Parteivorstandes der SED vom 4. Hai 1949

Ä».
Der Parteivorstand hat den Bericht des Politbüros über nationa­

listische und andere ideologische Abweichungen in der Thüringer 
Parteiorganisation entgegengenommen und beauftragt das Polit­
büro, die Untersuchungen weiterzuführen.

Die Feststellungen der Parteikontrollkommission ergaben wich­
tige Lehren für die Gesamtpartei in bezug auf den Kampf gegen 
die Sorglosigkeit in ideologischen Fragen, gegen nationalistische 
Abweichungen und gegen Einflüsse der gegnerischen Propaganda.

Im Kreissekretariat Altenburg der SED wurden starke nationa­
listische Tendenzen und Überheblichkeit festgestellt, woraus ein 
antisowjetisches Verhalten resultierte. Ein Teil der Mitglieder 
des Kreissekretariats negierte die Tatsache, daß die Sowjetarmee 
Deutschland vom Faschismus befreit hat und daß die sowjetischen 
Besatzungsorgane große Hilfe bei der Entwicklung einer neuen 
demokratischen Ordnung und beim Aufbau der Friedenswirtschaft 
in der sowjetischen Besatzungszone geleistet haben.

Einer der Hauptträger antisowjetischer Einstellung war der 
bisherige Kreisvorsitzende Dünkeloh. Dünkeloh wurde wegen 
parteischädigender Tätigkeit aus der SED ausgeschlossen.

Bei Vorbereitung der notwendig gewordenen Kreiskonferenz 
zur Neuwahl des Kreisvorstandes Altenburg muß im Mittelpunkt 
der Stellungnahme aller Parteigenossen der prinzipielle ideolo­
gische Kampf gegen den Nationalismus, gegen alle antisowjeti­
schen Tendenzen und die Entwicklung der SED zu einer Partei 
neuen Typus stehen.

Der Beschluß des Landesvorstandes, den Kreisvorstand Alten­
burg ohne vorherige prinzipielle Diskussion über die falsche 
Politik des Kreisvorstandes aufzulösen, war unrichtig, weil da­
durch die Gefahr einer falschen Ausgangsposition für die ideolo­
gische Klärung der Fragen und für richtige organisatorische und 
disziplinarische Schlußfolgerungen entstand.

Die Fehler im Kreis Altenburg stehen im engen Zusammenhang 
mit einer unbefriedigenden Arbeit des Landessekretariats der SED. 
Dieses zeigte eine unzulässige Duldsamkeit gegenüber antisowjeti­
schen Tendenzen innerhalb der Parteiorganisation. Das Landes­
sekretariat zeigte eine ungenügende Wachsamkeit in ideologischen 
Fragen und hat die propagandistische und organisatorische Tätig­

keit der Schumacher-Agenten und anderer feindlicher Kräfte nicht 
genügend zum Anlaß genommen zu einem entschlossenen ideo­
logischen Kampf in den Betrieben und demokratischen Massen­
organisationen. Das Landessekretariat hat nicht genügend konse­
quent den Kampf um die Sauberkeit in den Reihen der Partei ge­
führt.

Die festgestellten Fehler sind außer den ideologischen Ursachen 
auf eine mangelnde Kollektivität der Arbeit im Landessekretariat 
zurückzuführen.

Diese Tatsachen müssen der Landesvorstand und alle Partei­
organisationen in Thüringen zum Anlaß nehmen zu einer ent­
schlossenen Wendung in der ideologischen Arbeit. Organisatorische 
Maßnahmen genügen nicht, um nationalistische und antisowjetische 
Stimmungen in der Partei zu beseitigen. Das kann nur das Ergebnis 
einer gründlichen, systematischen ideologischen Arbeit sein, mit 
deren Hilfe das ideologische Niveau der ganzen Parteimitglied­
schaft gehoben wird. Notwendig ist vor allem das Studium der 
großen Erfahrungen der Kommunistischen Partei der Sowjetunion 
auf Grund des Studiums der Geschichte der KPdSU (B).

Die f ü h r e n d e  R o l l e d e r S o w j e t u n i o n  i m  K a m p f  
u m  F r i e d e n *  D e m o k r a t i e  u n d  S o z i a l i s m u s  u n d  
e i n e  f e s t e  F r e u n d s c h a f t  z u  d e n  G e n o s s e n  d e r  
s o w j e t i s c h e n B e s a t z u n g s m a c h t m u ß d i e G r u n d -  
e r k e n n t n i s  f ü r  j e d e s  M i t g l i e d  d e r  S E D  s e i n .

Die genannten Fragen betreffen das Parteileben aller Partei­
organisationen der SED in Thüringen. Deshalb wendet sich der 
Parteivorstand an die gesamte Mitgliedschaft in Thüringen, an alle 
Grundeinheiten der Parteiorganisationen, zu diesen Fragen Stel­
lung zu nehmen, in Entschließungen die eigenen Erfahrungen aus­
zuwerten und Vorschläge zu machen, wie die ideologischen, poli­
tischen, organisatorischen Fehler und Mängel zu beseitigen sind 
und wie die Parteiorganisationen die Beschlüsse der Partei­
konferenz noch besser durchführen können.

Um das Ergebnis der Diskussionen und Beschlüsse der unteren 
Parteiorganisationen gemeinsam auszuwerten und eine bessere Ar­
beit des Landesvorstandes und der Kreisvorstände zu gewährleisten, 
hält der Parteivorstand die Einberufung einer Landesparteiarbeiter­
konferenz für notwendig.

Der Kampf gegen den Nationalismus in der KP Bulgariens
Auf der Plenarsitzung des Zentralkomitees der Kommunistischen 

Partei Bulgariens am 26. und 27. März dieses Jahres wurde der 
Beschluß gefaßt, den Genossen Traitscho К о s t о f f, stellvertre- 
tenden Vorsitzenden des Ministerrats, wegen politischer und 
parteifeindlicher nationalistischer Fehler aus dem Politbüro auszu­
schließen und seiner Funktionen im Staatsapparat zu entheben. In 
der Entschließung des Zentralkomitees werden die Fehler Kostoffs 
folgendermaßen gekennzeichnet:

,,1. In verschiedenen Fällen, und zwar bei Handelsbesprechun­
gen und in der Frage der Gewährung wirtschaftlicher Infor­
mationen an sowjetische Vertreter, hat Genosse Traitscho Kostoff 
eine unaufrichtige und unfreundliche Politik gegenüber der Sowjet­
union betrieben. Er hat nationalistische Tendenzen im Staats­
apparat geduldet und sie selbst durch seine falschen, parteifeind­
lichen Anweisungen gefördert. Das zeugt davon, daß bei ihm eine 
nationalistische Abweichung zu verzeichnen ist, die äußerst schäd­
lich für die Zukunft unseres Staates ist, der seine nationale Unab­
hängigkeit nicht bewahren, sich wirtschaftlich nicht entwickeln 
und den Sozialismus nicht verwirklichen könnte ohne das Ver­
trauen der Sowjetunion und ihre unersetzliche, allseitige Unter­
stützung.

2. Bei der Lösung wichtigster Staatsfragen hat Genosse Traitscho 
Kostoff grob und systematisch gegen das Prinzip der kollektiven 
Führung in der Partei und in der Staatsverwaltung verstoßen. Er 
ignorierte die Parteiführung und war bestrebt, sowohl den Mi­
nisterpräsidenten Genossen Dimitroff wie den Ministerrat zu er­
setzen. Er führte selbstherrliche Methoden ein, behinderte die Ini­
tiative einzelner Minister und störte die Konsolidierung einer 
wirklich demokratischen Verwaltung.

3. Getrieben von intellektualistischem Individualismus machte 
Genosse Traitscho Kostoff resolute Versuche, in der Partei einen 
Fraktioriskampf zu entfachen. Er griff zu Manövern und Intrigen,

Um Mißtrauen gegen das Politbüro zu wecken und das ZK zu spal­
ten. Sein krankhafter Ehrgeiz ließ ihn nicht einmal vor dem Ver­
such haltmachen, Argwohn und Mißtrauen in die Beziehungen 
zwischen der Kommunistischen Partei Bulgariens und der KPdSU (B) 
hineinzutragen.

4. Genosse Traitscho Kostoff erwies sich als unaufrichtig in 
seinen Versuchen zur Selbstkritik. Seine .Selbstkritik' wechselt je 
nach dem Augenblick und den Umständen, ihre Unaufrichtigkeit 
wurde besonders augenfällig auf der Plenartagung des ZK, wo er 
offen die Position des Kampfes gegen das Politbüro und seine Be­
schlüsse bezog. Er schreckte nicht vor dem Versuch zurück, in die 
bolschewistische Einheit der Partei, in ihre Geschlossenheit um 
unseren Lehrer und Führer* Genossen Georgi Dimitroff, einen Keil 
zu treiben.“

In der Resolution wird der Kommunistischen Partei die Aufgabe 
gestellt, die Wachsamkeit gegen nationalistische Tendenzen zu 
verschärfen. Es heißt dort:

,,Das Politbüro wird beauftragt, die Parteimitglieder über die 
gegen Genossen Traitscho Kostoff getroffenen Maßnahmen und die 
Motive hierfür, die im Bericht des Politbüros dargelegt sind, zu 
informieren. In diesem Zusammenhang muß das Politbüro die 
Parteimitglieder veranlassen, mit größter Aufmerksamkeit darauf zu 
achten, daß die Wachsamkeit gegen alle nationalistischen und anti­
sowjetischen Stimmungen in den Reihen der Partei und im Staats­
apparat verstärkt wird, es muß wirksame Maßnahmen zu ihrer 
radikalen Unterbindung sowie die strengsten und schleunigsten 
Maßnahmen gegen jede Erscheinung parteifeindlicher Fraktions­
bildung durch die Träger solcher Erscheinungen ergreifen. In den 
Parteiorganisationen und durch die Presse ist der Teil der Partei­
statuten zu erläutern, der von der Parteidisziplin und der Unzu­
lässigkeit von Fraktionsbildung sowie der fraktionellen Betätigung 
in der Partei handelt.“
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